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BUND AKTIVER DEMOKRATEN 

8. Mai 1945 
von Georg Prinz 

1. 
D11ei,ßig Jahre ,ist es her: 8. Mai 1945! Dire Armeen der Al,liierten 
drangen auf deutschem Boden vor. Das deutsche Vol,k kann nicht 
erl1aiuben, daß Zeit und Ver,gessen für Iimmer di,e Er,innerung an die­
·sen Tag; der nicht nur ,ein Tag der Ni,ederlag,e des NationalsoZ!ialis­
mus, sondem d,er auch e,i,n Tag der Beffiei,ung des Deutschen Vol­
~es aus seiner Tyrannenherrscn,aft war, verdrängen. 
Etw,as über 21wölif Jahre vier.her, am 30. Januar 1933, hatt,e di•e so­
g.eniannte „Nationale Hevo,lution" Hi,Her an die· Macht g,espült. E1ine 
Ke~olution, di,e keine war, vor allem k,eine national,e! 

II. 
Untrennbar verbunden mit dem N,ationalismus und mit dem Zu­
sammenbr.uch des Deutschen Beiches bl,eibt der Name Hitler. Der 
Ost,err.eicher, der Hochverräter Hitler wurde mit Hilfie konservat,i,v­
monarch,istischer Kräfte Kanzl,er des Hei·ches. Kanzler eines d,emo­
kr.aNschen Rechtsstaates, den er beseiUgen wolU,e. 
Hitl,ers fanatisch-pseudowissenschaiftlIiche Vorstel.l,ung von e,iner 
„arischen" Rasse, an deren Spitz,e der „no11dische" Mensch, der 
Germane, marsch,ie11e, führte ZIUm Gedanken der Höherwertii•gkeit 
des deutschen V-oM~es und zu der Vor-stelliung von der Mindenwer­
ti,g,keit allier 1and,e-ren Rassen ,und Völker. Oi,e deuitsch,en Herrenrais.­
se sollte herrschen. Ütberall ! 
Nachdem di,e Nationialso.ziialisten un21ulässi,ge11weise 1iin dem aus der 
Sprachwi,ssenschaf,t stammenden Begr,jff „a11isch" (was so viel wie 
,,.ziu den ,indog.enmani,schen Sprachen ,g,ehä>rend" bedeutet) einen 
Rassenib-egri,ff gefiunden hatt.en, stempelten si•e :insbesondere d+e 
Angehörigen der jüdischen Rel,i,g+onsgemeinschaft 21ur ni,edr,igsten 
und g·e.fürchtesten „Rasse", zur Inkarnation aUes Schlechten und 
Bösen. 

III. 
Was Hi.Uer wolHe stand •in seinem Buch „Mein Kiaimpf", das jeder, 
der es wollte, lesen konnte. Dies lange vor Hitlers Ernennung zum 
Reichs~anzler. Jeder konnt,e l,esen, daß er mit lndivid.ualiismus, 
lJiiberalismus, Demokr,ati,e und So21iaHsmus aufrä,umen würde, ,daß 
er si,e ausmerzen wone, daß die Idee der Humanität als Gefühls­
duselei abgeschafft wer.den würde, daß Bürg,er ·ihrer Bürgerrechte 
beraubt und 1U1m des Glau:bens ,unid Ge,w1i.ssens ,w,i.llen verfol,gt wer­
den sollten, daß auch das Christ,entum hiervon nicht aus·g,enommen 
bl,eiben würde. 
Dennoch bahnten ihm verantwortungslose Pol•itiker den Weg und 
Hindenbur;g •ernannt,e den Hochv,errät,er zum Kanzler und brach 
damit s,einen auf diie Verfassung gesch-.yoren,en Eid. 

IV. 
Am 23. 3. 1933 ,entmündi,gjte sich der Deutsche Reichstag durch An­
nahme des sog,enannten Ermächt,i.g,ungs-Ges,etzes selbst. Die not­
wendi,ge Zweidrittel-Me·hrheit beschaf,fte sich HiHer durch Verhaf­
tung von Abgeordneten ,und durch f1ehlende Zivilc·ourage der gros­
sen Mehnheit. Nur die S021i1aldemokrati1sche Partei Deutschlands 
stimmte dagegen. 
Am 14. 7. 1933 v,erkündete Hi,tl,er, daß von nun an di,e NSDAP, 
seine Partei, als einzii,ge poHtische Partei zugelassen bleiben wer­
de. Von nun an wurden schwer,st,e Strafen g·egen Jede p,o­
Mtische Tätigkeit außerhalb der NSDAP ausgesprochen. 

V. 
Außenpolitisch waren Österreich ,und di,e Tschechoslowak,ei di,e 
ersten Opf,er Hitlers. Hierbei mögen machtpoUtische und strat,e­
g,ische Gesichtspunkte mitgesprochen haben. Sie sollten Aus­
gangsbasi1s f,ür weiteren Vormarsch nach Osten und Südosten bil­
den. Schon in seinem Buch „Mein Kampf" hatte Hitler vom ne·uen 
Lebensraum im Osten gesprochen und dabei auf die we1iten Ge­
biete Rußlands hingewiesen. 

VI. 
Der Kri,eg g·ehörte zu H-itl.ers Programm. Durch streng gehe,im ge­
hal•tene Lusatzabkommen z.um N1chtangnitts- und Freundschatts­
pakt zwischen Hitler und Stalin w,urden 0 11,e baltischen Staaten der 
UDSSR überlassen, Polen im voraus geteilt. Danach begann Hitl.er 
sernen Krieg. Polen wurde in wenigen Tagen erobert, t-rankreich 
bezwungen. England erfüUte seine tsündnisv,erpt,ticht,ungen g,e,gen­
über Po1en unter ChurchHI mit Heldenmut wejiterhin. Hitler s,1and 
vor dem Problem Napol,eons. Um England z,u schlagen, war er be­
reH, gegen die, UDSSR zu marschieren. Er erhoffte s·1ch einen BMtz­
feldzug wi,e in Polen, Frankreich, Holland, Bel,gien, Norwegen und 
Jiug,o.slawien. Vor Moskau scheiterte der Bli1tzk11ie,g. Verblendet 
erK1arte Hitler auch den Vereini,gten Staaten nach d,em übena11 in 
Pearl Harbour den Krieg. 
Stal:ingrad, Tums, die t;chlacht im Atlantik, di,e Landlungen ,in Si­
zi·lien und SüditaHen bedeuteten die Wende. Am 6. 6. 1944 ~andeten 
Amer,i,kaner ,und Engländer mit k·l,e,inen Kränen der anderen Alli,ier­
ten in Nord-.f.rankr,eich. 

VII. 
Die v.i,elen Untaten der Nationalso21i-aNsten in und um Deutschland 
dürfen nicht darüber hinwegtäuschen, daß in besonder-em Maße 
j,eweils ,der jüdi,sche Be,vö-l11<ierungstei,1 betroffen wurde. In ailen be- , 
setz.ten Länd•ern wurden alle Juden, deren man habhaft werden 
konnte, nach Osten depotiert. Sonderkommandos der SS, des SD 
der Deutschen Pol,iz·ei·, sogenannte E,insatzgruppen, jede etwa 
1000 Mann stark, mordeten Tausende von jüd1scnen !<indem, 
Frauen ,und Männer, di,e si,ch oft zunächst selbst vorher die Grao6, 
schaufeln mußten. 1941 e·rfolgten die ersten Ver,gasungen von 
Männern, Frauen ·und Kindern; di,e Namen Auschwitz - hier allein 
sind über 3 Milliionen Menschen umgebracht worden - Tr,ebHnka, 
,IVlaidanek, Che)mo, Belzek, Sobibor sind f,urchtbare Symbol•e des 
Massenmordes. In die,sen Lagern sind Milliionen Ki1nder, Frauen 
und Männer ermordet worden, nur weU sie jüdischen Glaubens 
waren. 

VIII. 
Diese G~aJ:samkeiten unterscheiden sich von allen Grausamkeiten 
- auch den heuNgen - •in ,einem: sie waren nicht nur organisatorisch 
geplIant, s,i,e waren von dem Staatso,berhaiupt Hitler und damit der 
Reichsregi,er,ung befohlen worden. Unter den Millionen Mensch.an 
aus 22 Nationen, die ,in den Konzentrations- und Vernichtungslagern 
H'itl,ers zugr.unde gingen, waren - unid das darf man nicht verges­
sen - di,e ,ersten Opf,er Deutsche. Deutsche Soz,ialdemokraten, 
KathoHken, Christen, Juden, Kommunisten, Angehör,ige des Reichs­
banners Schwarz-Rot-Gold, ~atholische und ,andere J-ugendverbä,n­
de. Dies schon ab 1933, in einer Ze-it, 1in der vii,ele andere - auch 
demokrat.iische - Staaten f11eundschaftlich mi,t Hitler-Deutschland 
verkehrten. Auch di,e ersten W,iderstandshandlungen gegen Hitler 
wurden v,or und nach dem 30. 1. 1933 in Deutschland von Deut­
schen e,rbracht. Auch di,eser Tatsache gedenken wir ,am 8. Mai 1975 



VIII. 
Vie widersprüchl1ich die ges-etz,lichen Re,gelungen sind, das geht 
,uch b•ei•spielswei,se aus der Hegel1ung ,des § 6 BEG hervor (der 
bri.g,ens im Bundesversorgungsrecht ke·in Gegenstück besitzt). 
Jach ihm erhalten be,ispielsweise e•in eh,emaliges Mitgl,ie•d der 
ISDAP oder eiiner .i:hrer GUed'erungen oder ein Mit,gl1ied der KPO, 
•ie wegen :Wi,derst.andes gegen die NS-Herrschaft venfol,gt und 
,chiaden ,erl1iitten haben, keine EntschädLgung. Der kri,egs,verseIhrite 
ihemal,ige ,A,n,gehörige der deutschen Wehrmacht oder -der Waiffen­
;,s kann jedoch Gaul·eiter oder ho1h·er SS-Führer gewesen se.in : 
ach dem Bundesversorgungsgesetz .erhält er eine Rente. Natür­
ch ,auch dann, wenn er Angehöri,ger der DKP .ist oder war. Wir 
alten auch diese noch derzeit gülNge Hegel,ung des Bundesent­
chädigungsgesetzes für unhaltbar. Weder der Staat noch ein pri­
ater Sch,ul,dner können aufrechnen (womit?) oder ZJurückhal,ten 
Nelha lib?). Wir glauben, daß das gIanz,e Zi,viilrecht erschüttert wer­
en müßte, wollte jeder Schuldner etwa -die Re,g,el.ung seiner Ver-

1indlichkeiten mit der E•inr,ede ausschl1i•eßen, der Gläubiger sei 
10iher Mitgl,ied der NSDAP ,gew.sen oder j,etzt Angehöriger der 
:PD oder habe ganz einJach zum Niedergang des Deutschen Vol­
es, zm de.utschen Katastrophe, beigetragen. Mit diesem Argument 
önnte man übrigens, so glauben wir, die Staatsf.inanzen fühlbar 
ntliasten. Wir vermögen also nicht ,einzusehen, warum der Staat 
as gleiche Arigument nicht gegenüber den früheren Bediensteten 
es De,utschen Reiches und etwa der Waffen-SS ,g.ebraucht, die Ja 
rohl auch nicht auf dem Boden der freihe·iHich-.demokrati,schen 
irun.dordnung gestanden haben. Wohtl gemerkt mei,nen wir hier 
1icht etwa di,e So·ziall-e•i1stungen nach dem Bundessozialgesetz 
der die Kriegsopferrenten, ,sondern die recht respektablen Pen­
ionen frü1hel'ier Würdenträger des Drii.tten Re,iches. 

IX. 
•ie Bundeseg1ierung hat sehr oft Ausführuingen über die Höhe der 
eutschen Wiedergutmachiung gemacht; s,ie hat jedoch dabei scham­
aft verschwi.egen, daß es !Sich be·i dem größer,en Te'il der dii,esb,e­
üglichen Leistungen um versteckte Reparationszahlungen han­
·elt, und daß die Le•istungen an die früher•en Angehörigen ,der 
eutschen Wehrmacht, der Waf,fen-SS und die Beamten ,des Dri.t­
:m Reiches unverhältnismäßig höher sind. 
tundestag, Bunde,srat und Bundesreg1iierung sind daher aufge­
J,fen, endlich -i1hre Ptl,ichten wahrzunehmen und nicht so zu tun, 
l,s gingen diese Di,nge sie nichts (mehr) an. 

X. 
,m 27. September 1951 hatten sich ,d,i,e Abgeordnet'9n de,s Deut­
chen Bunde,st,ages nach Ausführ,ungen von Bundeskanzl,er Dr. 
. denauer, Reichspräs-iden,t a. D. Paul Löbe, Heim.ich von Brenta­
o ,und anderen Vertr,etern der Part,eien Z'Um Ze,ichen des Mitge­
j,hles für die Opf,er des National,sozial,üsmus von i,hren Sitzen er­
oben. Wenn das mehr war als niur ,eine Manife,sta1t,ion, wenn di,e 
:eden, die ,damal,s und später ,gehalten wo1rden sind und Deutsch­
md ehrten, in der Geschticht,e Best,and haben sollen, so müssen 
ich der heutige Bundestag, der derzeit amtiierende Bundesrat 
nd die gewählte Bundesreg,i·enung Gedanken über Staatsunrecht 
nd auch über die Frage machen, ob man das Opfer ,schlechter 
ehiandeln darf als den Täter, ob die Ver:fol,ger besser beh,andelt 
,erden müssen als die V1erföl.gten, ob dli·eje11ii1gen, d1i·e für Hitler g-e­
ampift haben, besser ,gest•ellt se,in müssen als diejeni,gen, die ihn 
ekämpften oder von Iihm ve,r,fol,gt wuriden. Es •sind Fragen, ,auf .die 
,undestag, Bundesrat ,und Bunde,srngi,e·rung ,eine Antwort werden 
eben müssen. Wir erwarten diese Antwort! ß:i,s dahin sind die 
etzten in unserem lande •di·e,jeniigen, deren um des Glaubens­
.der des Gewissens willen gegen di,e nati,onalso-21ialist ische Ge­
r,altsherrschaft geleisteter Widerstand ein Verd-ienst um das Deut­
ehe Volk war. Sie s1ind nicht Hunde, •atuch n1icht arme Hunde. Si,e 
ind di,e Letzten. 

1uf dem am 1. 3. 1975 ti·n Heidelberg stattg.efundenen auß,erordent­
chen Bundeskongreß unseres Verbandes wunden Satz-ungsände­
Jn.gen beschlossen. An der Sit21ung nahmen Vertreter der Stadt 
nd des uandes, Abgeordnete und andere Persönl,ichk-e-iten, unter 
rnen ,auch Karl Ebert, ein S01hn des ersten deutschen Reichs­
räsidenten, teil. Anstelle e,ines ei,genen Beitrages bringen w.ir 
inen in der RHEIN-NECKAR-ZEITUNG ,erschienenen Artikel 
,,erötifentliicht am 3. 3. 1975) 

,Rechtsstaat vor Zerstörung bewahren" 
Reichsbanner"-Bundeskongreß warnt vor gefährlichen 
ntwicklungen w,ie in der Weimarer Republik 
us den vielfach ei,g·enen leidvollen Erfahrungen beim Ziusammen­
r-uch der Weimarer Republ-ik ,heraus haben am Samstag :rund 
)0 Delegierte und Mitglieder des „ Reichsbanner,s Schwarz-Rot-

Gold", Bund aktiver Demokriaten" bei einem außerordenUichen 
Bundeskongreß -in Heidelberg ei,ndringl1ich ,ain die Öf,fentlichke-it 
appelli<ert, ,,e,ine gefährl-iche Entwicklung wi.e i,n der We,imarer Re­
publik zu verh,indern und ,den demokrati:schen Rechtsst,aat vor der 
Zerstörung z·u bewahren." 

In einer zu .ßeg1i·nn der Tagung im Ges,ellischafts•haius Pfaffenigr:und 
einstimm iig verabschiedeten Entsch.Ueßung brachten die Te11neh­
mer irhre E;ntrüstung über die Getise1nanrne an dem Berliner CDU-

• Vorsitzenden Peter Lorenz zum Ausdr,uck. Gleichzeitig ver:urte,ilte 
die Bundeskonferenz alle t-erroristiischen Maßnahmen als Mittel 
des politischen Kampf,es. ,,W1ir vertr,aiuen darauf, daß di,e Exe,kuti1v­
org,ane der Brundesrepu:bHk Deut,schland alle gesetzlichen Maß­
nanrnen ergreifen, um der Täter habhaft zu werden und sie ihrer 
gerechten Bestra1iung zuzuführen", heißt es in der Resolution, 1in 
der 21ugl,eich di.e Bevölkerung aiu:fg,eriufen wird, an der Aufklärung 
,,d•ieser und ähnl!icher v,erabsch.euung,swürdii,g·er Straftaten" mitzu­
wirken. 
Wiie der Bundesvonsitz,enide, Geong Pniinz (Frankfurt), vor der Pr.es­
se unterstr.ich, dient•e der außerordentlich·e Kongreß seiner Orga­
niisation, die an die• T~adiition des ,in deir Weimarer Zeiit bis ~u 
dr01iiein1halib Millionen starken „Re·ichsbanne,r" .als Samml•ung wehr­
h,af,ter demokrati,scher Kräfte anknüpft, vor 1allem der Verabschie­
dung e,iner ze1itgemäßen Satzung. Pr.inz zufolge wollen die alten 
und jungen „Heichsbanner"-.Leut,e aus den Erfahrungen von Wei­
mar lernen. So wird ,eine engere Zusammenanbeit mit der Bun­
deswehr ange,str,ebt ,und der Vers·uch unternommen, vor allem die 
Jugend für die Idee des He,ichsbanners zur Fesiti,g,ung des friei'heH­
lich-demokratischen Rechtsstaat,es :w gewinnen. Denn Gefahre-n 
des Link,s- wi,e des Hechitsradik.ali,smus se·ien nicht zu übe,rse,hen. 
Vor ral1em auf Bestreb•en des „Reichisb,anner"-Verbandes Frani<1un, 
der 1925 mit einem Sonderzug zur .Be,isetz,ung des ersten deut­
schen Re.ich,s,prä,s•i,denten Friedr,ich Ebert, selbst Mitgl.ied der Org,a­
nisation, nach Heidet.berg gereist war, hatte der Bundes,vors.tand 
den Kongreß an den Neckar eiiniberufen. Mügl1ieder des Bundes­
vorstandes und der Landesverbände 111aihmen am Donnerstag an 
der Ebert-Gedenkf.e,ier 1im Rathaus sowi.e an der feierl:ichen Kranz­
niederl,eg,ung teil, außerdem fanden sich Dele9ierte und Mitgl+e,der, 
begleitet vom Spielmannszug der Fr,eien Turner Kirchheim, am 
Samstag zu e,iinem Gedenken an der Grabstätte Eberts ,im Berg­
fri.edthof e·in. 
Unter den ,6hrengästen des Konrg,r,esses war besonders der jüngste 
Sohn des ersten Reichspräsidenten, Karl 6bert, begrüßt woruer,, 
der mit der „Reichsbanner"-Ehrenur.kunde und -Ehrennade·I aus­
gezeichnet wunde. Die gleich·e Auszeichnung erhielten Karl Graser 
und - in memoriiam - der vor ~ur~,em verstorbene W;ill'i Bartmann . 

- OS 

Soweit der Artikel. rne be,schlossenen Satzungsände11ungen geben 
wir 1in der nächsten Nummer bekannt. 

ZIEL ERKANNT 

Änderung der Wehrstruktur 

von Siegfried Keiling 
;; 

Die Friedensstärke der B•undeswehr von 495 000 Mann wird voraus­
sichtlich noch in diesem Jahrzehnt um 30.000 Soldaten verringert 
und durch eine gleich große Verfügungsbereitschaft ersetzt. 
Die ,damit i,n Aussicht ,genommene W.ehrstrukt.urreform wurde vom 
Biundest,ag e'fnsti'111mi•g verabschiedet. Leider geling,t es den Re­
giierungs- un,d Oppo,sitionsparteien nur g,elegenHich, sich n13Ich 
zähem Hin und Her doch noch 21usam:menzur,aufen, aber diese Ein­
stimmigikeit hat ausgesprochenen Selten,h,e,itswert. Derartige Ge­
me·i,nsamkeüen sollten ,sich nicht nur in Sachen Bundeswehr er­
geben, sondern zumindest auch noch in der Außen- insbesondere 
d,er Ostpoliitik. Beide üinge hängen -eng zusammen und bedürfen 
des Gew,ichts des ·gesamten Deutschen Bundest,a,g,es, um den 
höchsten Wirkungsgrad :ziu .erreichen. 

Unsere Bundeswehr hat durch ,ihr Vorihandens-ein, ·i1hren hohen 
Ausbildungsstand .und einre der ständi·gen Weiterentwicklung ange­
paßte Bewaf,fnung hohen außen,pol1itischen Wert. B,undesverte1idi­
g,ungsrninist.er Georg Leber hat keinen ZweH·e·I darüber aufkommen 
lassen, ,daß di•e stei,gende Kampfkraft der Sowjetdi,v,isionen i1n dem 



IX. 
Angesichts der ,ung,eh,euren Verbrechen ,des national,s,o:ziaUsHschen 
St,aa.tes gab ,es das Recht ·und diie PfNcht zum Widerstand. Die 
Schiwieri,g,keit de,s deutschen Widerstandes l,ag aber darin, daß 
man nicht, wi,e in den besetzten Ländern, Widerstand gegen fr,em­
de Ero~erer leistete .und von der B·evölker,ung 'in voll-em Umfange 
unterstutzt wurde. In Deutschl1and mußte der Widers,tand gegen 
eigene Herrschafit gel,eistet werden, hinter der - wenn auch un­
wi,ssend - groß,e Teile des Volrk,es st,anden. Im iKri,e.g,e wurde daziu · 
sehr oft auch noch aus Hoch- der Landesverrat. Hier gerieten 
viel,e ,in Gewissens,konfliikt. Vor alliem di,e Generale. 

X. 
Welche Lehren ziehen wir aus der Vergangenhe-it? Di,e Bundes­
republirk Deutschland geht 1in das letzte V1i,erte·I die,ses Jahr,hun­
derts. Die Bürger sind, s-o glaube 1ich, ,staatspolitisch mündi•g, mün­
diger g•eworden. Sie werden v,erlockende Theorien der plebiszitä­
ren Demokratie w'iderstehen, di,e 1in unserer hochtechnisierte,n ln­
dustri,egesellschaft zum Machtmonopol aktivi·stischer Cliquen, die 
·ihr Wohl miit dem Wohl des Volrkes verwechsel,n, führen muß. Eis 
,geht um die Festi,g·ung der Demokratie, des soz,ial1en Rechtsstaates 
und di·e Verwirklrich:ung der sozi,alen Gerechitigkeit 1in Freii,he,i.t. Um. 
nich,ts ander,es. Das ,ist die LeIhre. 

Die Letzten beißen die Hunde 
Eine garnicht so ironische Betrachtung 

zum 8. Mai 1975 

von Georg Prinz 

Das be,kannte Wort „Die Letzten be·ißen die Hunde" 1ist vielleicht 
nur auf den ,ersten Anbliick doppeldeutig. Werden di·e Hunde ge­
bissen? Etw1a nach. der spaß,haften Redewendung: ,,Briefträger 
beißt Hund"? Oder bemen di,e Hunde? Nun wohl, das ist ,g,emeint. 
Wer sind di,e Letzten? 
Die Btundesrepubhi1k üe,utschlanrd ist nach ,uris,erem Grundg,esetz 
n4cht nur .e,in demokratisch,er, sondern auch ein sozial,er Staat. 
Wer würde nun haben ,glauben können, daß in diesem Staatswe­
sen tei,l,weise ,immer noch di,ejen:igen, die ,ge,gen diie Frr.e1ihei1t des Vol­
kes u. g,egen echtes soziales G•ewi,ssen verst,oßen haben, heute noch 
vom Staat - und das heißt von unserer Gemeinschaft - besser be­
handelt werden als jene, die für ,unser,e heuti,g.e. Ordnung ge­
kämpft und dadurch Schaden an Le,ib, Se,el,e und Vermögen erliitten 
haben. Wir bringen aus ,einer Welzahl z,u beanstandender ges,etz­
lich,er Re·gelungen nur ,eini,g·e· al,s Breis,pi•el. Bier di,e Bewe·is,e: 

1. 
Für Anträge ,auf Versorgung von Geschädigten des II. Weltkrieges 
giibt ,es ,seit 1·960 keine Fni,stb,esNmmiungen mehr (§§ 56 t. BVG s.i,nd 
fortgefalle•n). Nach§ 189 des Bundesentschädigungsgesetzes (BEG) 
sjnd i,edoch Anträge vor:, Opf,ern des Nationalsozial,ismus nach dem 
1. 4. 1958 nicht mehr z,ulässi.g. Für neue Leiden oder Anträge auf 
Grund von Hi,nterbli.ebenen-Ansprüchen gilt nur eine Fr,ist von 
einem Jahr. 

II. 
Ehemalige Angehörige der deutschen Wehrmacht ,und der Waffen­
SS, di.e einen nachweisbar angestrebten oder 'i-hm so21ial ,g-f,e,ichwer­
tigen Ber.uf wegen Kri·egsbeschädi,g,ung nicht ausüben können, er­
halten Zeit ,ihr:es Lebens e-ine höhere rMdE und dami,t Rente. Be·i 
Schwer.beschädigten kiann di,es zu einer jährl.ichen Erhöhung der 
Rente um DM 10.000.- führen. 
Opfer des rN-ationalsoziialiismus, di,e •einen nachweisbar angestreb­
ten oder i,hm soz,ial gleichwertigen Ber,uf wegen der NS-Velifol­
g,ung ~Ausschluß von ,Ausbildung oder Stud:i,um) nicht ausüben kön­
nen, er.halten eine einmalii,ge Abfindung von DM 10.000.-, keine 
Rente. 

III. 
Der ehemal,i,ge Angehönige der deutschen Wehrmach,t oder -der 
Waffen-SS erhält als Krie,gsbeschädigter ,auf Grund •eines Bundes­
behandl1ungsscheirnes Heilbehandlunrg. Der durch den Nationalso-

zi,al-ismus ,in seiner Gesundhei,t G,eschädi,gte muß - selbst in 
schwerst,en Fäl,len - seine Heilbehiaindlung selbst durchführen. Er­
stattung er;hält er oft erst nta·ch Jahren; bi,swe,ilen erhält er sie 
erst nach g·erichtl'ichen Auseinanderse·tzungen. 

IV. 
Die Wi1twe eines kriegsbeschädi,gten ,ehemalrigen Angehörigen der 
deut,schen Wehrmacht oder der \MarfJfen-SS, der an den Fol,gen ·der 
Schädjgung g,estorben i,st, erhält stets Hinterbl1i,e.benenversorgrung 
(§ 38 1 BVG). Di·e Witwe des wegen verfol,g,ungsbedtingten L,eidens 
verstorbenen Opfers des Nationalso:zial.ismus erhält nach § 41 a 
BEG nur ,e·ine Beihil-fe und auch diese nur „für die Dauer der Be­
dürftigkeit". Gerade auf diesem Gebiet der WHwenversor.g,ung gib·t 
es noch weitere gnaivierende Unterschiede, di·e wir hier ,im einze!­
nen nicht aufführen. 

V. 
Für Leistungsablehnungen von Ansprüchen ehemalig.er Ang.ehöri­
ger der deutschen Wehrmacht und der Waffen-SS besteht grund­
sätzlich keine mater.ie,lle HecMskraft, denn § 40 Abs. 1 Verw. V. G. 
(KOV) eröf,fnet ,dem Beschädigten ohne jede zeiHiche Beschrärn­
~ung die Möglichkeit ,einer erne,uten überprüt-ung seiner Ansprüche. 
Eine ähnliche RechtsvorischrHt best,eM für di.e Opfer des Nati,onal­
soziaHsmus nicht; selbst bei einer Änderung der Rechtssprechung 
veribl•eibt ,es hier be·i rechtskräfti,gen Besche·iden und Urteilen. Nur 
in Sonderfällen kann gemäß -ein~r Vereinbarung der z.uständ,igen 
Länderminister hi,er ,eine Zweitentsch•eidung ,erfol,gen. 

VI. 
Auch verfahr,ensr,echtlich sind di,e eihemali,gen Opfer des National­
soz1al1smus - -0ar,umer senr v,i,e1.e So2i1a1,aem0Kra1en - gegenüber 
den ,enemali.gen Ang,e,hö111,gen aer d1eu1schen Wemmachit, ,aer vva~­
ten-s:::; oena(.;meiHg1. :::;o 9101 ,es be1sp1e1swe1se in der Knegsopt,er­
versorgung ein in ca. 50 t-'aragrapnen gerege1t,es ~unaesge:setz tür 
das Verwai,~ungsv.enanren; ·eine oesonae·r,e gesetz11cne Hege1ung 
dies Y.enanr.ens 1im ,l:j,unaesemschaaug,ungs,ge,setz tehlt vö1i1g. Die 
K1rageeme,o,ung in der Kr.iegsoprnrversorgung ist formtre11; -1rn E.m­
scnä01gungsrecht b•estenen su,eng,e Mu1j•Vorscnninen tur Klag,e­
erheo.ung und Klageantrag (§ 2o::S LiPO). Im Venahren der Kriegs­
opt,erversorgung !besteht gr,undsatzlich ~ostentr,ei,h-eit - auch d•er 
KecntsKonuo11,e -, -demernspr,ech.enid besteht in allen lnsrn,nzen 
kein Anw,a1.ts~wang (vor dem Revisionsgericht können Verbanm,­
venreter als Bevo11mächti,gte autitreten - 9 /3 SGG). Im Bundesent­
schädi,g•ungsgesetz bes1e11t Kostenbefreiung nur tür di,e erste In­
stanz. f ,ür t:S,eriurung und Reviision best,ehen Anwaltszwang. 
Der 1ehema11ge Ange,nör,i,ge der deutschen Wehrmacht und der 
1v,1 a1ren-t;S hat ,das Recht auf Vernehmung eines Sachverständ1ge1i 
des ei,genen Ventr.auens - § 109 SGG - (vgl. BSG im Urte,il vom 
4. 10. 66 - C RV 858/65). Eine solche Bestimmung g1ibt es für Opfer 
des Nationalsozial1ismus nicht. Di,e Gerichte sma in der Regel be­
müht, Sachverständige des Vertrauens des Kläg,ers nicht zu ver­
ne,hmen. E1s l•asse,n sich noch weitere v,erfaihrensrechtliche Unter­
schiede ~u Lasten der Opfer des Nationalsozialismus aufführen; es 
würde Jedoch den Rahmen di,eses Artikels sprengen. Wir beschei­
den ·uns •daher mit den angeführten Bei,spielen. 

VII. 
Bundesr,egierung .und Bundestag h1aiben am 29. Jurni 1956 bei der 
Schaft.ung des t:Sundesgesetz·es z.ur Entschädigung für Opfer der 
nat,i,o.nalsoziaMstischen Verfol,g,ung mitgewirkt ,und ,in der Präambel 
z,u diesem Gesetz u. a. wörHich erklärt: ,,,daß Personen, ,die .. umer 
der nationatsozialisti,schen Gewaltherrschaft verfolgt worden sind, 
,Unrecht gesche1hen ist, daß der .. gel,eistete W1iderstand ein Ver­
dienst urm das Worhl des Deutschen Vol,kes und Staiartes war ... " 
Wenn diese Präambel nicht ,eine lächerlich,e Blasphemie ble,i,ben 
oder ":".'enden soll, werden Bundesregi,er,ung ,und Bundestag erklä­
ren m\ussen, warum denjenii,gen, die für HiUer kämpften ,und ,unser 
Volk Iin ,den Staatsbankrott getrieben haben, bessere gesetzHch,e 
Hegelungen :wgestanden werden als •denj,eni,gen, die für Demokra­
tie ,und Fr,~iheit ge,kämpft oder 2luminrde,st als Staatsbürger und 
Demokraten unJer dem Unr-echtstaat gelitten und nichts zum Un­
ter,g,ang Deutschlands beigetragen haben. 
u.abei ist auch noch zu bedenken, daß dti,e Le·istungen aIn die Opfer 
des Nationalsoz,ialismus nicht, w.i,e die soz'ialen Leis.t,ungen - auch 
nach ,dem Bund-es,versorgungs-Ges.etz - aus ,e-igener staatlicher 
~elbstbiind:~ng, s.ondem auf Grund vö+kerr,echHicher Verträge (Pa­
r•1ser Vertrage vom 26. 5. 52) und nach den g,elten,den Normen des 
Schadensersatzrechtes (vgl. § 249 BGB, §§ 823 BGB in Verbindung 
mit Artikel 34 GG) zu erfolgen haben. 
D~shalb Isind die so,gen1a1nnten Wieldengutmach-ungsl,eistungen ~e.ine 
Kr_1eg_sfolgel.ast un~ Ge,genstand so,zialstaaHich,en Unterstützungs­
pnnz,1ps, sondern sie sind vielmehr Schadensersatz wegen Anspru­
ch.es aus unerlaubter Handlung des Staat,es bzw. s.e,iner einzelnen 
GHeder. 



anderen T,eil De-utschlands uns zwingt 1und verpfl.ichtet, Iauch be,i 
unverändert,er Truppenstärk•e ständi1g rno·demer und abwehrfäihiiger 
zu we11den. Unter den Streitkräften der fre:ien Welt nimmt di,e 
deutsche B1undeswehr nach den V1ereinigten 1Staaten von Nordame­
ri~a den zweiten Platz ,ein :und gfüt dramit Beispiel und Ansporn 
für die übr.igen Nato-Staaten. 

Der mi,l1itärische Wert ,eine•s Heeres ,hängt aber letzten Endes da­
von ,ab, ob und inwieweit es von d'er ganzen Nat,ion getra·gen wir•d. 
Nicht oft genug ~ann daran e11innert wenden, daß das Fehlen der 
•inner,en Verbindung zwischen Reichswehr und B,e,völke 11ung - und 
das ist die ,große Schuld der demokratischen Parteien der Wei­
mar,er Republik und damit auch des Re,ich,sbanners Schwarz-Rot-

• Gold - 21um Zusiammenbliuch des ,ersten demokratisch-rep1ubl1i·~a­
ni schen Deut,schland geführt hat. 

Auch heute ,gehör,en ,in ,e11ster Lini.e di,e Sö1hne akti1v,er Demokraten 
•in das Unteroffü.zier- und Off:izierskorps der B-undeswehr, nicht aus 
Begei,st,e11ung für den Soldatenber,uf, sondern Iaiu.s höchster poli­
tisch.er V•er·antwortu.ng, damit unser Volk ohne Furcht um se,inE', 
Freiihe!it und den nach einem völH1gen Zusammenb11uch in harter 
Anbeit ,errungenen Wohlstand l·eben kiann. 

Dann können auch 1unisere Pohtiker 1im Beiwiußtse,in wirkl,icher Stär­
ke an d+e V·enhandlungstische treten, um über erirnen allgemeinen 
Tnu,ppenabbau ohne einseiHge Vorlei,stungen zu sprechen. 

Nachrichten ohne Kommentar 

Ostberlin zahlt an die DKP 30 Millionen jährli-ch 

(ddp) Nach Erkenntn'issen der Bundesreg,ienung treffen Schätzun­
gen zu, daß Ostberlin die Deut,sche Kommunisti,sch.e Partei (DKP) 
in der Bundesrepublik jährlich mit rlllnd 30 MiHionen Ma11k •unter­
stützt. Der parlamentar,i,sche Staats,sekr,etär ,im Innenministerium, 
Schmude (SP.D), bestätigte damit im Bundestag Angaiben des nie­
de11sächsischen Landesamtes für Verfassungsschutz, Die DKP habe 
in ihrem Rechenschaftsbenicht diese Zuwendungen der SED jedoch 
nicht an.gegeben. 

Nachlese zum Fall Lorenz 
von Dr. Karl Kindermann 

Ke,in Er•ei.g1nis hat s,eit Jahren so se,hr di1e deutsche Öffentlichke.it 
beschät,tigt wie <He Entführung des BerHner Lan.desvorsitzenaen 
der CDU, Peter Lorenz. Die erpresste Bund,esreg1ierung mußte auf 
alle Beding1ungen d. En.tführ,er eingehen, um das ,bedroh1e Leben der 
Geisel zu r,etten. Oas war auch, die ,ein21ige richti1ge Handl1ungs­
weise. V1orher hatten es drie Verbr,echer ,bereits mit ,dem Kam:mer­
präsi,denten ,von Drenkmann v,ersucht, der sich •aber zur Wehr 
setzte urid deshalb ermo11det wurde. Es !besteht nicht der ger,ingste 
Zwei,fel, daß die Täter in be,i,den FälJen di,e gl•eichen sind! 
Betrachten wir nun e,inmal di·e verschiedenen Gruppen, welche am 
Gewaltstreich bete·iiligt oder später darin ,verwickelt w,ur:den, darn1 
er,gibt ·sich e,ine ei,geniarti·ge Erkenntni,s. 
Die Entführer betrachten naturgemäß die gelungene Tat als einen 
großen Edolg. Sie übersehen dabe,i anerd·ings, daß si·e kein ein­
zi·ges poUti,sches Ziel ,e,rrnicht haben, denn .abg1esehen von den • 
Sympathisanten, auf die wir noch zu spr,echen kommen, ,ist ke1in 
deutscher Arbeiter bereit, sich mit diesen Leuten zu identi1f.izieren . 
Sie haben Iedigi'ich eiini,ge Galgenvögel freilbekommen, die nu n 
ei,ne unfreiwHl1i•ge Odysee antr,eten mü:ss•en. Es. ist se!hr wahrsche·in­
Nch, daß s,i.e be,i der PLO landen, wo di,e beiiden Töchter des Can­
staUer P.farr,ers Ensslin seit längerer Zeit die nötigen Verbindun­
gen hergestellt haben. Es ,ist mit Sicherhe:i,t an:wneihmende Wahr­
sche.inlichkeit, daß die Schwestem Enssllin für die Anstiftung von 
T,errorakten gegen jüd1i,sche St,ellen 1irn der Bunde,srepubl.ik ver­
antwortlich sind. 
Die Nihilisten sind natürlich nicht nach Schweden gere,ist. Dias war 
ein Versuch, die BerHner Fahndung abz·ulenken. Sie lebten und 
leben vielmehr •ein.z,eln in P,rivatwohnungen be,i Sympath,isanten 
oder bei St,udenten und Student.innen der Berl:iner Hochschulen. 
Dort warten si•e das Ablaufen der Fahndung ab und bereiten ,sicher 

eine neue Sensation vor. Man hat mit Recht die Lorenz-Entführung 
einen Test genannt. 

Dais nächste Zliel besteht in der V•erh:iinde11ung des Baader-Meinho·f­
Prozesses. Die Nii1hil,isten glauben jetzt, ·daß di·e Bun.desreg•i,erung 
aus menschlichen Gründen sogar ber,eit se·in wird, die ,in St,uttgart 
eiinsit,zenden Verbrecher auszufliegen, wenn sie dadurch Men­
schenleben retten kann. Anerding,s darf man hinz-ufügen, daß die 
Täter ·frü:her oder ,später gefaßt wenden, sei es ,durch Verrat oder 
duJch eigene UnvorsiichHgke,it oder auch durch auf.fälliges Beneh­
men deir Sympathisanten. Der Arm der Justiz ist länger -und stär­
ker. Kein Staat der Wel,t w1il'id se·ine wirtschaifüichen Beziehungen 
zur Bundesrepubllk aufs Spie•I setzen, um dieses Gesindel aufzu­
nehmen, seföst Kuba nicht. Die Sowjetun1i,on würde sich selbst 
eines großen Tri,umpfes begeben, wenn s,ie ,ihren Fireunden in der 
DDR oder sonstwo gestatten würde, di1ese Despe,raidos zu schüt­
zen. Die DKP ist vollauf z,ufl'iieden, daß der frühem Anwalt Horst 
Mahl.er sich zum Kommunismus be1kannte iund dadurch die Ent­
führer ,um ei·ne große Erwartung ärmer machte. 

Ohne Zweifel s'ind die Täter längst e,i,nzreln aus Berl,i,n •in die B•un­
desl'iepubliik gereist, um dort den nächsten Co-up vorwbel'ieiten. 

Hier muß ,e,in Wort über die „Sympathi,santein" gesagt wenden: 
Man ~ann sie in 21wei Gr;uppen einteilen. Da IhandeIt ,es sich z.u­
nächst um die „aktiven" Kreise, welche durch Giewähnung von Un­
terschlupf und durch andere HiHen di•e Täter e·inige Zeit über 
Wasser haliten. Die zweite Gruppe besteht aus j,ungen Studenten 
und St,u1dentinnen. So tauchte auch in Fre,udenstadt eine Berl+ner 
Studentin bei Bekannten auf, um sich nach Schlu,pfw,inkeln umzu­
sehen. Sie machte sich aber ,so vendächtig, daß die ,Brerliiner Pol.izei 
auif si,e aufmerksam ,gemacht w,uride. In d1iesem Falle handelt es 
sich .um sex1uelle Abhangigk-eH von einem akt. Helfershe-lifer. Hier 
1i,st zu bemerken, daß die Studenten mi,t. V,orl,i.e1be •i,n die SPD e,intre­
ten, um s·ich rnö,gUchst Z'U t,arnen. E,s I1ie,gt selbstvre.rständ'l1ich 1iim aller­
größten l,nteriesse di.e,se.r Part,e,i, diesen Unheilstiftern auf di,e Spur 
zru kommen. Hier sollte ein Gesetz erlassen werden, das mi,nde­
stens drei J1ahre Ve.rweisung von all,en de•utschen -Universitäten 
und mindestens fünf Jahre Einze.lhaft vorsieht. 'Es wäre denkbar, 
daß die so Bestraften dann hinter Schloß und Hiegel einmal ernst­
haift studieren. 

me Berliner Pol1iZie.i ,war o,hne jeden Zweifel überforrdert. Die .e;in­
gesetzten Mannschaften genügten nichit. So kam es z,u mensch­
lrich verständUchen Fehll,e,1stungen, di,e man entsch-uld,i.gen muß. 
Aber ~u ,ihrem Lobe ist zu sagen, daß di·e PoHz.ei wi•rkl·ich alles tat, 
um der Täter habhaft zu werden. F,riüher oder später gehen sie 
doch i,ns Giarn. Man muß nur Geduld haben. 
Eduard Z.imme 11mann, der s-ich so große Ve,rdienste um die Ver­
br:echensbekämp:iung .erwarb, daß man 1i1hm unbedingt dias <Bundes­
verdienstkreuz v,erle·i·hen sollte, tr:itt für das Standrecht g•egenüber 
solchen Venbrecher,n und Mördern ein. 

rDas hat etwas für ,sich, wenn man :bedenkt, w,ie viiele pfl.ichtge­
tr-eue Pol:izisten ,bereits den K,ugeln der Mörder .zum Opfer f;i,elen ! 
Den Gegnern der radi1kalen Pr1aoois muß man •erwidern, rdaß das 
Problem der „Abschr,eckung " vöUig verialte,t 1i·st. J,ede Diiskuss:ion 
darüber ist sinnlos. Nicht 1umsonst hat der iBlundeskanzle,r di.e 
Schaifitung ,e,iner Bunde,spoli.ze1i vongeschlagen, denn man muß mit 
weiteren Anschlägen rechnen. Zu Verbrechen fähige Niihilii,sten 
s+tzen iin Heidelberg, Tübingen, Freiburg und Konstanz. Di,e Lan­
desreg,i,erung wtirid sich mit diesen „Semestern" ,noch e•ingehender 
befassen müssen, denn die Nih:il;isten stehen miteinander in ,einem 
sehr g,uten ,Kontakt und hel.fen siich gegenseitig . 

Man ~ann diese ,auf Erfahrun1g 1beruihentde Betrachtung nicht schl-ie,s­
sen, ohne sich 1a,n die Verse Sch,il,lers Z!U er·i,nnern: 

Von der: Weilt die Freiheit verschwunden 1ist, 
Es g:ilbt .nur noch Herren und Knechte, 
Und die Falschheit herrschet, die HinderHst,. 
Bei d,em ,feigen Menschen.geschlechte! 
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